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Klare Ansage aus Brüssel
Bundesrat soll Mandat für neue EU-Verhandlungen schnell erteilen, sagte Chefunterhändler Maroš Šefčovič. 

Patrik Müller

Es tut sich was zwischen Bern 
und Brüssel. Kurz vor den Som-
merferien hat der Bundesrat 
einen neuen Chefunterhändler 
ernannt: Alexandre Fasel folgte 
als Staatssekretär im Aussende-
partement auf Livia Leu. Am 
Freitag kam es zum ersten Kon-
takt zwischen Fasel und dem Ka-
binettchef der EU-Kommis-
sionsmitglieder, Jurai Nociar. Es 
war eines von mehreren Gesprä-
chen in Brüssel zwischen Vertre-
tern der EU und der Schweiz, die 
an drei Tagen stattfanden.

Besonders aufschlussreich 
war, was EU-Chefunterhändler 
Maroš Šefčovič sagte, der Vize-
präsident der Europäischen 
Kommission. War nach dem 
Tre� en mit Aussenminister Ig-
nazio Cassis in Brüssel im Juli 
nichts Substanzielles kommuni-
ziert worden, sprach Šefčovič 
gegenüber der Schweizer Dele-
gation jetzt Klartext.

Am 21. September würden 
die Sondierungsgespräche zwi-
schen Brüssel und Bern weiter-
geführt, erklärte der EU-Spit-
zenmann. In einem einstündi-
gen Gespräch mit der 
Schweizer Gruppe, angeführt 
vom Präsidenten des «Lucerne 

Dialogue» Marcel Stalder, for-
mulierte Šefčovič seine Vorstel-
lungen. «Die EU schätzt es so 
ein, dass der Bundesrat im An-
schluss an die Sondierungsge-
spräche ein o�  zielles Mandat 
erteilt für erneute Verhandlun-
gen mit der EU», fasst Stalder 
zusammen.

Die EU will o� ensichtlich 
aufs Tempo drücken, denn 
wenn es Verhandlungen geben 
soll, dann bald, konkret von Ja-
nuar bis Juli 2024. Danach rü-
cken die Wahlen in der EU ins 
Zentrum, erst 2027, so das Sig-
nal aus Brüssel, hätte man wie-
der Zeit für die Schweiz.

EU will zuerst 
institutionelle Fragen klären
Der «Lucerne Dialogue» (Euro-
pa-Forum) ist eine politisch un-
abhängige Plattform, die sich für 
geregelte Beziehungen zwischen 
der Schweiz und der EU einsetzt 
und hauptsächlich aus Wirt-
schaftsvertretern besteht. Ge-
gründet wurde sie nach dem 
EWR-Nein 1992. Präsident Stal-
der sagt zu den Gesprächen: 
«Šefčovič hat verstanden, dass 
die Schweiz nicht an der Ver-
handlung eines neuen Rahmen-
abkommens interessiert ist, das 
die Beziehung zur EU grundsätz-

lich löst, sondern vertikale, sek-
torielle Fragen klären möchte.»

Der EU-Chefunterhändler 
habe zwar Bereitschaft signali-
siert, aber eines klargemacht, 
sagt Stalder: «Zuerst müssen in-
stitutionelle Fragen, also zentra-
le Fragen wie die der Personen-
freizügigkeit, gelöst werden, 
erst dann kann man über sek-
torielle Themen verhandeln.»

Das klingt so, als würde die 
EU bei den zentralen Punkten 
nicht nachgeben wollen, die 
letztlich zur Rückweisung des 
Rahmenabkommens durch den 

Bundesrat im Mai 2021 geführt 
haben. Damals brach die Lan-
desregierung die Verhandlun-
gen mit der EU ab, ohne einen 
Plan B zu kommunizieren.

Der EU-Mann nimmt sich 
Zeit für die Schweiz
Šefčovič scheint sich jetzt 
demonstrativ viel Zeit zu nehmen 
für Schweizer Unternehmer und 
andere Interessengruppen, so 
etwa die Regio Basiliensis, deren 
Präsidentin, Ex-CVP-Nationalrä-
tin Kathrin Amacker, ebenfalls in 
Brüssel war. Die Botschaft könn-

te sein: Die EU ist immer noch 
verstimmt über den Bundesrat, 
aber grundsätzlich interessiert an 
einem Dialog mit der Schweiz. Ins 
Bild passen Šefčovičs Besuch an 
der Universität Fribourg vom 
Frühjahr und informelle Tre� en 
mit den aussenpolitischen Kom-
missionen.

Laut Stalder hat der EU-
Chefunterhändler folgenden 
Plan: «Man wird auf den Sondie-
rungsgesprächen au� auen und 
ist daran, für alle zentralen Fra-
gen sogenannte ‹Landezonen› 
zu de� nieren – also Spielräume, 

innerhalb derer im Rahmen der 
o�  ziellen Verhandlungen später 
die Lösungen gefunden werden 
müssen.»

Die Gespräche in Brüssel, so 
verlautet aus der Schweizer Dele-
gation, hätten gezeigt, dass die 
Schweiz bei der EU und auch bei 
unseren Nachbarstaaten nicht be-
sonders viel Goodwill geniesse. 
«Man ist genervt, dass die 
Schweiz am europäischen Bin-
nenmarkt teilnehmen will, aber 
sich so schwertut, die gemeinsa-
men Regeln zu akzeptieren, wel-
che für den Handel auf diesem 
Markt gelten», sagt Stalder. Zer-
rüttet sei das Verhältnis aber kei-
neswegs. Er zitiert Šefčovič, der 
dazu sagte: «I am a trained diplo-
mat, let me summarize the cur-
rent EU-Swiss relationship as sub-
optimal.» Diplomatisch gesagt sei 
das Verhältnis «suboptimal».

Die Schweizer Delegation 
tauschte sich in Brüssel auch mit 
Schweizer Landsleuten aus, so 
mit Botschafterin Rita Adam, 
Che� n der Schweizer Mission bei 
der EU, mit Botschafter Philippe 
Brandt, Chef der Schweizer Bot-
schaft in Belgien und der 
Schweizer Mission bei der Nato, 
und mit Divisionär Peter Wan-
ner, militärischer Vertreter der 
Schweiz bei EU und Nato.

Europa-Koalition 
formiert sich
Aussenpolitik In der Schweiz 
haben die EU-Gegner derzeit 
die Oberhand: Der Bundesrat 
zögert in den Verhandlungen 
mit Brüssel und viele Parteien 
sind gespalten. Nun zeichnet 
sich eine schlagkräftige Allianz 
der proeuropäischen Kräfte ab. 
Am Samstag hat die Europäi-
sche Bewegung Schweiz (EBS) 
an ihrer Generalversammlung 
gemäss Mitteilung beschlossen, 
die «Europa-Initiative» von 
Operation Libero und den Grü-
nen zu unterstützen. Vorausset-
zung ist allerdings, dass der Ini-
tiativtext breiter gefasst wird. 
«Wir wollen die proeuropäi-
schen Kräfte über die Partei-
grenzen hinweg zusammenbrin-
gen», lässt sich EBS-Präsident 
Eric Nussbaumer zitieren. (rwa)

Walliser Bevölkerung bremst Solaro� ensive aus
Rückschlag für die geplanten Mega-Solarparks im Wallis. Das Stimmvolk lehnt beschleunigte Verfahren ab.

Sie schossen wegen der drohen-
den Strommangellage wie Pilze 
aus dem Boden: Projekte für 
grosse Photovoltaikanlagen in 
den Alpen. Das Wallis war dabei 
am schnellsten. Die Vorhaben 
aus Gondo und Grengiols avan-
cierten zu Symbolen der Solar-
o� ensive, die letzten Herbst 
durch das eidgenössische Parla-
ment gepeitscht wurde und bis 
2025 üppige Subventionen für 
alpine Grossanlagen vorsieht.

Jetzt wird der Solarexpress 
im Wallis aber ausgebremst. Die 
Stimmbevölkerung hat das De-
kret über das Bewilligungsver-
fahren für Photovoltaik-Gross-
anlagen am Sonntag abgelehnt. 
54 Prozent der Walliserinnen 
und Walliser sprachen sich da-
gegen aus.

Das Wallis war der erste Kan-
ton, in dem sich die Bevölkerung 
zur Solaro� ensive äussern konn-
te. Im Vorfeld war die Abstim-
mung aus nationaler Sicht als 
Stimmungstest gewertet wor-
den: Denn während auf Bundes-
ebene die Unterschriftensamm-
lung gegen das revidierte Ener-
giegesetz scheiterte, landete die 
kantonale Umsetzung dieser 
Vorlage nun vor dem Volk.

Walliser Regierung schielte 
auf Bundessubventionen
Mit dem Verdikt der Stimmbe-
völkerung wird der Ausbau alpi-
ner Solaranlagen im Bergkanton 
zwar nicht verunmöglicht, aber 
der Bewilligungsprozess deut-
lich verlangsamt. Damit gilt wei-
terhin das Verfahren, wie es in 
der kantonalen Baugesetzge-
bung vorgesehen ist.

Das Ergebnis ist eine herbe 
Schlappe für den Walliser Staats-
rat, der sich für die Vorlage stark-
gemacht hatte. Mit dem Gesetz 
sollte das Verfahren beschleu-
nigt worden. So wäre die Regie-
rung selbst anstelle der kantona-
len Baukommission als erste In-
stanz für die Baugenehmigungen 
zuständig. Zudem hätte eine Be-
schwerde keine aufschiebende 
Wirkung mehr. Von einem Pas-
sus zur Schonung von unberühr-
ten Landschaften wollte die Re-
gierung nichts wissen.

Die Walliser Regierung 
schlug auch deshalb ein hohes 

Tempo an, weil sie auf die Bun-
dessubventionen schielte: Diese 

 iessen nur, bis schweizweit mit 
alpinen Solaranlagen eine Pro-
duktion von zwei Terawattstun-
den erreicht wird. Als Folge ist in 
der Schweiz ein Wettlauf gegen 
die Zeit und die Konkurrenz ent-
brannt. Gemäss Mitteilung 
nimmt der Walliser Staatsrat 
«das Abstimmungsergebnis zur 
Kenntnis».

Der Urnengang war notwen-
dig, weil Pro Natura und die 
Grüne Kantonalpartei das Refe-
rendum ergri� en hatten. «Wir 
wehren uns nicht gegen den 

Ausbau der Solarenergie an sich, 
sondern gegen den Schnell-
schuss des Parlaments, der un-
berührte Berglandschaften zur 
Zerstörung freigibt», sagte Bri-
gitte Wolf, Co-Präsidentin der 
Walliser Grünen, im Vorfeld der 
Abstimmung.

Der Entscheid der Stimmbe-
völkerung dürfte dabei nicht 
entlang klarer parteipolitischer 
Präferenzen gefallen sein. Be-
reits bei der Unterschriften-
sammlung habe sich gezeigt, 
dass die alpinen Solaranlagen 
das Links-rechts-Schema durch-
brechen. So sympathisierten ge-

mäss Wolf auch Vertreter der 
SVP Unterwallis mit dem Refe-
rendum.

Auch im linken Lager war 
die Uneinigkeit so gross wie 
sonst selten. Auf der einen Sei-
te standen Kräfte, für die der 
Landschaftsschutz an oberster 
Stelle steht. Auf der anderen 
jene, die um der erneuerbaren 
Energien willen zu Kompromis-
sen bereit sind. Exemplarisch 
zeigte sich das bei der SP. Wäh-
rend sich die SP Oberwallis 
gegen das Referendum stellte, 
unterstützte es jene aus dem 
Unterwallis. (rwa/jus)

Visualisierung der Solaranlage Grengiols Solar im Binntal. Bild: IG Saflischtal
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